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Die fortschreitende Einbindung in Weltmärkte ermöglicht es den Bürgerinnen und Bürgern immer mehr, der Ausübung von Zwangsgewalt durch den Staat auszuweichen. Formal zwar weiterhin souverän, fällt es dem Staat zunehmend schwerer, diese Souveränität auch materiell umzusetzen. Die Anstrengungen der letzten Monate, u.a. unter Federführung von OECD bzw. G20, belegen dies deutlich. Die Möglichkeit der internationalen Veranlagung von Geld- und Kapitalvermögen und die fortschreitende internationale Arbeitsteilung stellen die nationale Steuerpolitik vor grosse Herausforderungen. Steuerpflichtige können sich in einer offenen Wirtschaft insbesondere bei den Kapitaleinkommen viel leichter der Besteuerung entziehen und höhere Steuersätze sind kaum mehr durchsetzbar. Demgegenüber ist der Grossteil der Bevölkerung bzw. Arbeitnehmer wesentlich weniger mobil. Dies bedeutet jedoch nicht, dass eine hohe Steuerbelastung der Arbeit unter dem Gesichtspunkt der Standortattraktivität harmlos wäre. In den unteren Lohngruppen ist zwar die Lohnsteuerbelastung gering, aber eine ausgebaute Absicherung durch den Sozialstaat und die damit verbundene Beitragsbelastung führt dazu, dass bei angebotsseitiger Arbeitslosigkeit die Löhne die Ersatzeinkommen deutlich übersteigen müssen, damit die Erwerbstätigkeit attraktiv bleibt. Dieser Lohndruck und die damit verbundenen Lohnnebenkosten verteuern den Faktor Arbeit und verstärken die Tendenz der Unternehmen zur Produktionsverlagerung in Niedriglohnländer, entweder durch den Bezug lohnintensiver Vorleistungen aus dem Ausland oder die Verlagerung ganzer Produktionseinheiten im Wege abfliessender Direktinvestitionen. Dieser Mechanismus führt zu höherer Erwerbslosigkeit, wenn ein Absinken der Löhne nicht möglich ist.
Länder stehen in einer globalisierten Welt im System- und insbesondere Steuerwettbewerb miteinander. Dieser Wettbewerb nimmt Einfluss auf die Aufgaben und Ausgaben des Staates und greift somit in seine Souveränität nach aussen ein. Der Systemwettbewerb verändert schon seit Jahren die ökonomische und politische Wirklichkeit. Ein internationaler, besonders in kleinen, offenen Volkswirtschaften ausgeprägter Trend ist die Abkehr von einer rein synthetischen Einkommensteuer und die zunehmende Übernahme von Elementen einer dualen Besteuerung, welche die Arbeitseinkommen progressiv und die Kapitaleinkommen mit einem moderaten, proportionalen Satz belastet. Diese Entwicklung ist im Wesentlichen auf den Wettbewerb um international sehr mobiles Finanzkapital zurückzuführen, auch wenn sie der Steuersystematik vieler Länder widerspricht.
Eine Steuerpolitik, die nicht nur die Erzielung von öffentlichen Einnahmen, sondern auch die Auswirkungen der Besteuerung auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und die Wohlfahrt der Bürger beachtet, wird die Belastung mobiler Steuerbasen niedrig halten. Bei sehr starkem Ausweichverhalten genügt selbst eine geringe Anhebung des Steuersatzes, um einen grossen Teil des Steuersubstrates zu verlieren. Eine solche Steuer ist fiskalisch unergiebig, richtet aber für die gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung grosse Schäden an. Einkommenserzielende Aktivitäten, die sich bei moderater Steuerbelastung noch rentiert hätten, werden bei höherer Steuerbelastung unattraktiv, so dass Teile des gesamtwirtschaftlichen Einkommens erst gar nicht mehr entstehen. Diese Überlegungen gebieten, stärker auf jene Steuerquellen zuzugreifen, bei denen das Ausweichverhalten und damit der Schaden für die Wertschöpfung gering und die Steuer fiskalisch ergiebig ist. Dagegen sind jene Steuerquellen zu schonen, bei denen das Ausweichverhalten, der Schaden für die Wertschöpfung gross und die Steuer wenig ergiebig ist. Von diesem allgemeinen Grundsatz (Elastizitäten-Regel) gibt es zwei Ausnahmen. Wenn erstens das Ausweichverhalten vor allem bei den vermögenden Gruppen besonders elastisch ist, während die einkommensschwachen Gruppen tendenziell weniger flexibel reagieren können, dann kann dieser Besteuerungsgrundsatz die Einkommens- und Vermögensungleichheit akzentuieren, was in Abhängigkeit von den Werten einer Gesellschaft unerwünscht ist. Zweitens kann eine Steuer dann unschädlich und sogar nützlich sein, wenn sie volkswirtschaftlich schädliches Verhalten mit hohen sozialen Folgekosten eindämmt. Man wird in erster Linie an die speziellen Verbrauchssteuern denken, welche z. B. Umweltverschmutzung oder Alkohol- und Nikotinmissbrauch einschränken sollen. In diesem Fall ist ein elastisches Ausweichverhalten im Hinblick auf Gesundheit und Umweltqualität geradezu erwünscht. Diese Steuern verbessern das gesamtwirtschaftliche Ergebnis und tragen nebenbei zur Finanzierung öffentlicher Leistungen bei.
Die entscheidende Frage ist nun, welche Auswirkungen die zunehmende Globalisierung auf die Finanz- und Steuerpolitik hat und welche Strategien möglich sind, damit die Schweiz weiterhin die Vorteile und Chancen der internationalen Arbeitsteilung und des freien Zugangs zu den Weltmärkten als zentrale Wohlstandsquelle nutzen kann. Globalisierung bedeutet, dass schon relativ kleine Ertrags- und Kostenunterschiede ausreichen, um grössere Ressourcenbewegungen und Produktionsverlagerungen auszulösen. Wenn im Zuge der Globalisierung die Ausweichmöglichkeiten bei allen Einkommensformen gleichmässig zunähmen, würde zwar die Besteuerung insgesamt volkswirtschaftlich kostspieliger, so dass ein hoch bleibendes oder sogar ansteigendes Niveau der Staatstätigkeit schwieriger zu rechtfertigen ist. Es drängte sich aber deshalb keine ausgeprägte Veränderung in der Struktur der Steuereinnahmen auf. Eine solche Anpassung der Steuerstruktur wird jedoch dann notwendig, wenn die Mobilität der Steuerbasen sich sehr unterschiedlich verändert. Die Mobilität des Finanzkapitals hat sicherlich am stärksten zugenommen, gefolgt von der zunehmenden Bereitschaft der Unternehmen zu Outsourcing und Direktinvestitionen im Ausland. In Abhängigkeit von der betrachteten Branche ist die Mobilität der Unternehmensgewinne als hoch einzuschätzen. Denn global aufgestellte Unternehmen können durch Manipulation von Transferpreisen für konzerninterne Leistungen, durch interne Kreditvergaben zwischen den Teilgesellschaften und andere Finanztransaktionen in gewissem Umfang ihre steuerbaren Gewinne in Hochsteuerländern reduzieren und an Standorten mit niedriger Gewinnsteuerbelastung heraufsetzen, um global die Steuerlast zu minimieren. Gerade in der Schweiz mit ihrem überdurchschnittlich hohen Anteil multinationaler Unternehmen sollte dieser Gesichtspunkt bedeutsam sein. Im Vergleich dazu muss in der Regel der Faktor Arbeit als weniger mobil eingestuft werden. Am Ende der Mobilitätsskala stehen Grund und Boden und andere fixe Standortfaktoren. Mit dieser Einschätzung liegt es auf der Hand, dass die Besteuerung des Portfolio-Kapitals und der Unternehmensgewinne wesentlich schwieriger geworden ist und die Steuerstruktur sich eher auf Arbeit und Konsum und damit auf die weniger mobilen Steuerbasen verschiebt.
Im Folgenden illustrieren wir für die jüngere Vergangenheit einige wichtige Steuertrends in der EU als wichtigstem Handelspartner der Schweiz. Alle folgenden Zahlen beziehen sich auf OECD-Daten. In der EU kam es im vergangenen Jahrzehnt zu einer deutlichen Reduktion der Besteuerung von Unternehmen. In der EU-27 sank die durchschnittliche Belastung von 35.3% im Jahre 1995 auf 23.6% im Jahre 2008 (EU-15: 37.5% in 1995 auf 26.0% in 2008). Damit liegt sie deutlich unter der Besteuerung in den USA und in Japan. Für die Schweiz ergibt sich für denselben Zeitraum eine Veränderung von 28.47% auf 21.17%. In dem starken Absenken um ca. 12 Prozentpunkte innerhalb der EU (in der Schweiz 7 Prozentpunkte) kommt vermutlich der intensive Wettbewerb um die Ansiedlung von Unternehmen zum Ausdruck. Die Reduktion der Steuersätze hat jedoch nicht zu einem nennenswerten Ausfall an Steuereinnahmen geführt, da die impliziten Steuersätze auf Kapital im gleichen Zeitraum um ca. 8 Prozentpunkte gestiegen sind, wobei die Steuern auf Unternehmenseinkommen den wichtigsten Teil ausmachen. Implizite Steuersätze messen die effektive durchschnittliche Steuerbelastung, also das Verhältnis aus gesamten Unternehmenssteuereinnahmen am gesamten Gewinn- und Kapitaleinkommen der Unternehmen. Für diese günstige Entwicklung der Steuereinnahmen werden häufig drei Gründe genannt. Erstens waren die Unternehmensgewinne unabhängig von der Besteuerung vor der Finanzkrise insbesondere in der Finanzbranche ausserordentlich hoch. Zweitens kam es im Zuge fallender Unternehmenssteuersätze vermutlich zu einer Umschichtung von Arbeits- zu Kapitaleinkommen, indem sich viele Arbeitnehmer selbstständig gemacht haben (dieses Problem wird später noch besprochen). Drittens verschieben multinationale Unternehmen die Gewinne tendenziell in Niedrigsteuerländer, was in den Ländern mit fallenden Steuersätzen die Gewinnsteuerbasis stärkt. Viertens haben eine Reihe von Ländern mit der Absenkung der Steuersätze verschiedene Begünstigungen abgeschafft und somit die Steuerbasen verbreitert. 
Bei der Besteuerung des Konsums lässt sich für die EU eine konstante bis zunehmende Steuerbelastung feststellen, der Steuersatz auf Konsum lag im gesamten Zeitraum bei etwa 20% mit leicht steigender Tendenz. In der Schweiz hat im selben Zeitraum ein Anstieg von 6.5% auf 7.6% stattgefunden, das Niveau der Konsumsteuern blieb also wesentlich niedriger. 
Bei der Besteuerung der Arbeitseinkommen kann man über den Zeitraum von 2000 bis 2008 weder in der EU noch in der Schweiz einen ausgeprägten Trend feststellen. Allerdings ist in der Schweiz das Niveau der Belastung mit Lohnsteuern und Sozialbeiträgen viel niedriger. Nach OECD (2009, Tabelle II.2b) betrug 2000 in der EU 15 die Lohnsteuerbelastung eines unverheirateten Arbeitnehmers ohne Kinder mit einem Durchschnittsverdienst 18.4% des Bruttolohns und ging bis 2008 geringfügig auf 17.7% zurück. Auch in der Schweiz bliebt die Steuerbelastung mit 10.4% in 2000 und 10.7% in 2008 im Wesentlichen unverändert. Rechnet man die Sozialversicherungsbeiträge der Arbeitnehmer und Arbeitgeber dazu, so ergibt sich ein ähnliches Bild, aber auf wesentlich höherem Niveau. Die Durchschnittsbelastung einschliesslich der Sozialbeiträge in Prozent der Arbeitskosten veränderte sich nach OECD (2009, Tabelle II.2a) in der EU 15 von 43.3% auf 42.4% und in der Schweiz von 30% auf 29.5%. Nach der Interpretation dieser Entwicklungen von Eurostat (2008) ist es offensichtlich trotz eines breiten Konsenses über die Wünschbarkeit einer steuerlichen Entlastung des Faktors Arbeit schwierig, tatsächlich eine nennenswerte Rückführung der Durchschnittsbelastung zu erreichen. Da die Sozialversicherungen überwiegend aus den Arbeitseinkommen finanziert werden, dürfte der Anstieg der Sozialausgaben als Folge der zunehmenden Alterung der Gesellschaft in Zukunft zu einem stärkeren Anstieg der Belastung des Faktors Arbeit führen.
Das hier dokumentierte Muster passt in das Bild einer Finanzpolitik, die in der Wahl der Steuerstruktur auf die unterschiedlichen Elastizitäten der Steuerbasen abstellt. Als Folge der Globalisierung hat sich die Steuerstruktur tendenziell weg von den sehr mobilen hin zu den immobilen Steuerquellen verschoben. Die Globalisierung hat möglicherweise auch den Anstieg der gesamten Steuer- und Abgabenbelastung und des Staatsanteils etwas gebremst, aber vermutlich nicht sehr ausgeprägt.
Eine Interpretation dieser Fakten rührt dabei an das Grundverständnis des Staates und der Staatsaufgaben. Betrachtet man den Staat eher als in der Tradition des republikanischen Ideals stehenden Sachwalters der Bürgerinteressen, dann wird man die beobachteten Entwicklungen eher negativ bewerten. Nach dieser Auffassung kommen dem Staat natürliche Aufgaben zu, für die sich der Markt als unzureichend erwiesen hat. Dazu zählen die Bereitstellung wichtiger öffentlicher Güter und Dienste, die Absicherung von existentiellen Lebensrisiken im Rahmen der Sozialversicherungen, und die Gewährleistung einer gleichmässigeren Verteilung je nach gesellschaftlichem Konsens. Wenn im Zuge der Globalisierung die Besteuerung kostspieliger und zunehmend schwieriger wird, dann setzt dies dem Staat bei der Erfüllung seiner Aufgaben gewisse Grenzen. Sieht man dagegen nach der skeptisch-liberalen Tradition im politischen Prozess wie bei einem Leviathan eine Tendenz zu einem ausufernden Wachstum der Staatstätigkeit angelegt, dann wird man dem verschärften Steuer- und Systemwettbewerb zwischen den Staaten eine positive, disziplinierende Wirkung bezüglich der absoluten Steuerbelastung zuschreiben.
Beide Sichtweisen des Staates schliessen sich nicht aus. Es ist das zentrale ordnungspolitische Ideal, dass Wettbewerb nur innerhalb klarer Regeln seine wohlfahrtssteigernden Wirkungen entfalten kann. Die Wirkungen des Systemwettbewerbs hängen davon ab, auf welche gemeinsamen Regeln, hier insbesondere Steuerprinzipien, sich die Staaten einigen.
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Auf international integrierten Kapitalmärkten sind die volkswirtschaftlichen Ersparnisse und die (Real-)Kapitalbildung im wesentlichen entkoppelt. Diese Trennung wird durch den Finanzsektor ermöglicht, so dass die Ersparnisse in Länder mit der höchsten Nachsteuerrendite fliessen, wohingegen die Investitionen in Realkapital dort stattfinden, wo die Kapitalkosten der Unternehmen vor Steuern am geringsten sind. Die Unternehmen investieren dort, wo sie die niedrigste Vorsteuerrendite erzielen müssen, damit sie ihre Eigentümer und Kapitalgeber nach Steuern mit der marktüblichen Nettorendite entschädigen können. Die Trennung der Anlageorte von Finanz- und Realkapital führt zu einem verschärften Problem bei der Besteuerung sowohl von Realkapitalinvestitionen der Unternehmen als auch von Portfolio-Investitionen der Anleger, weil schon kleine Unterschiede in der Steuerbelastung und damit in den Renditen zu grossen Verlagerungen der Finanzanlagen und Investitionen führen.
Ein zentrales Problem ist die mögliche Doppelbesteuerung von grenzüberschreitenden Investitionen und Finanzanlagen, welche die Staaten durch Einigung auf ein gemeinsames Besteuerungsprinzip vermeiden können. Unterschiedliche Besteuerungsprinzipien beeinflussen die Effizienz und auch die Souveränitätsspielräume des Staates gegenüber Bürgern sowie anderen Staaten.
Zunächst betrachten wir die Besteuerung von internationalen Portfolio-Investitionen. Ob es durch eine Verschiebung der Ersparnisse von einem Finanzplatz zum anderen zu einer Änderung der Steuerbelastung kommt, hängt von zwei Voraussetzungen ab: dem Besteuerungsprinzip und der Höhe der jeweiligen Steuersätze. Grundsätzlich lassen sich die Erträge eines Anlegers an seinem Wohnsitz oder am Ort der Anlage (an der 'Quelle') besteuern, nach internationalen Konventionen soll aber zur Vermeidung von Doppelbesteuerung nur einmal besteuert werden. Beim Wohnsitzlandprinzip ist eine Person dort steuerpflichtig, wo sie ihren Wohnsitz hat bzw. wo ihr gewöhnlicher Aufenthaltsort ist. Unabhängig davon, in welchen Ländern sie ihre Finanzanlagen tätigt, muss sie ihre weltweiten Vermögenserträge nach den Steuerprinzipien des Wohnsitzlandes besteuern. Die Erträge werden im Anlageland freigestellt. Beim Quellenlandprinzip ist der Anlageort entscheidend für das zur Anwendung kommende Steuerrecht.
Die beiden Prinzipien haben unterschiedliche ökonomische Konsequenzen. Die Anwendung des Wohnsitzlandprinzips führt tendenziell zu einer Angleichung der Bruttozinsen vor persönlichen Steuern in allen Ländern. Das Niveau der Nettozinsen wird aber je nach Höhe der Steuersätze von Land zu Land unterschiedlich sein. Damit haben die Unternehmen überall gleiche Finanzierungskosten, so dass die internationale Allokation der Kapitalinvestitionen nicht verzerrt wird (Produktionseffizienz). Die Unternehmensinvestitionen erzielen also in allen Ländern dieselbe Marktrendite (nach Abzug der Unternehmenssteuern). Bei unterschiedlichen Steuersätzen weichen allerdings die Nettozinsen zwischen den Ländern ab, womit die Konsumeffizienz nicht gegeben ist. (Man spricht von Konsumeffizienz, weil die Ersparnisbildung die Aufteilung des Einkommens und Vermögens auf gegenwärtigen und zukünftigen Konsum steuert.)
Beim Quellenlandprinzip ist es gerade umgekehrt. Auch in dieser Situation werden die Anleger ihr Finanzkapital so anlegen, dass sie überall denselben Nettozins erzielen (Arbitrage-Freiheit). Da aber jeder Anleger seine Vermögenserträge im jeweiligen Quellenland besteuern muss, kann Arbitrage-Freiheit nur existieren, wenn die Nettozinsen überall gleich sind. Bei einer höheren Steuerbelastung in Land A muss daher der Bruttozins entsprechend höher sein, damit mit Anlagen in A derselbe Nettozins erzielt werden kann wie in Land B. Arbitrage führt bei gemeinsamer Anwendung des Quellenlandprinzips dazu, dass die Nettozinsen und damit die Sparanreize in allen Ländern gleich sind (Konsumeffizienz), während die Bruttozinsen und damit die Kapitalkosten für die Unternehmensinvestitionen bei unterschiedlicher Steuerbelastung in verschiedenen Ländern unterschiedlich sind (verletzte Produktionseffizienz). Realkapitalinvestitionen erzielen daher in Hochsteuerländern eine höhere (Brutto-)Rendite, während Investitionen in Niedrigsteuerländern eine geringere Rendite haben. Eine Umschichtung des weltweiten Kapitalbestandes in Hochsteuerländer würde also das Welteinkommen steigern, weil die Unternehmensinvestitionen dort eine höhere Bruttorendite erzielen, aber die privaten Investoren sind dazu nicht bereit, weil sich ihre Anlageentscheidungen an der Nettorendite orientieren. Zusammenfassend stellt man fest, dass bei konsequenter Anwendung des Wohnsitzlandprinzips die Allokation des Realkapitals effizienter und damit das Welteinkommen höher ist als im Quellenlandprinzip. Dies ist ein starkes Argument für eine Wohnsitzbesteuerung. Plastisch ausgedrückt geht es dabei auch nur darum, dass der weltweite Kuchen möglichst gross sein sollte, bevor er auf die Länder verteilt wird. 
Unter den Ökonomen besteht ein weitgehender Konsens, dass bei der Besteuerung von Ersparnissen dem Wohnsitzlandprinzip der Vorzug vor dem Quellenlandprinzip zu geben ist (vgl. beispielsweise der Beitrag zum Mirrlees Bericht von Griffith, Hines und Sorensen, 2008). Unter dem Gesichtspunkt der Souveränität ist zusätzlich wichtig, dass das Wohnsitzlandprinzip den Steuerwettbewerb entschärft und damit tendenziell eine grössere nationale Autonomie ermöglicht, während das Quellenlandprinzip den Steuerwettbewerb anheizt und die Souveränität einengt. Um sich beim Wohnsitzlandprinzip der Besteuerung zu entziehen, muss man auswandern und den Wohnsitz ins Ausland verlagern. Hingegen kann man sich bei einem Quellenlandprinzip durch simple Verschiebung des Finanzvermögens ins Ausland einer hohen Besteuerung entziehen. Die Elastizität der Steuerbasis ist bei einem Quellenlandprinzip sehr viel höher, was den Steuerwettbewerb zwischen Staaten anheizt.
Was die Anwendung des Quellenlandprinzips bedeutet, kann man sich leicht am Beispiel der Unternehmensbesteuerung klar machen. Die Unternehmen werden international ohne Ausnahme nach dem Quellenlandprinzip besteuert. Jede Betriebsstätte, egal ob heimische Unternehmen oder Niederlassungen ausländischer Konzerne, ist im Land der Produktion steuerpflichtig. U.S.-amerikanische und deutsche Tochtergesellschaften zahlen in der Schweiz genauso Gewinnsteuer wie die heimischen Unternehmen auch, wenn man von den international heftig kritisierten Begünstigungen und speziellen Steuerregimes zwecks Anwerbung ausländischer Unternehmen einmal absieht, wie sie bisweilen in einzelnen Ländern praktiziert werden. Abbildung 1 illustriert anschaulich die Auswirkungen des Wettbewerbs in der Unternehmensbesteuerung nach dem Quellenlandprinzip.
Die Folgen für den Steuerwettbewerb sind einer der Hauptgründe dafür, warum viele Ökonomen aber auch internationale Institutionen wie die OECD der Idee einer Besteuerung persönlicher Kapitalerträge nach dem Wohnsitz anhängen: Es ist davon auszugehen, dass die steuerlich verursachten Ausweichreaktionen, die ja in einer Verlagerung des Wohnsitzes ins Ausland mit allen verbundenen Aspekten des Lebens- und Arbeitsumfeldes mit sich bringt, deutlich schwächer ausfallen. Allerdings lässt sich ein Wohnsitzlandprinzip bei der Besteuerung von Ersparnissen nur durchsetzen, wenn die nationalen Steuerbehörden Informationen über die im Ausland angelegten Vermögen und deren Zinserträge haben (Eggert und Kolmar 2002, 2004). An dieser Stelle kommt der Informationsaustausch und das Bankkundengeheimnis ins Spiel: Informationsaustausch und Wohnsitzlandprinzip werden häufig als zwei Seiten der selben Medaille gesehen. Ein Wohnsitzlandprinzip ohne Informationsaustausch oder äquivalenten Massnahmen degeneriert zu einem Quellenlandprinzip, bei dem die Länder effektiv nur noch die Inlandsvermögen der im Land Wohnsitz nehmenden Personen besteuern können.
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Vor dem Hintergrund der obigen Diskussion können unterschiedliche Reformmodelle diskutiert und bewertet werden. Im Bereich der Steuerpolitik sind dabei die folgenden Elemente wichtig:
· Das Wohnsitzlandprinzip bei der Besteuerung von Kapitaleinkommen und das Bankkundengeheimnis.
· Die Kompatibilität der schweizerischen Steuerstruktur mit dem EU-Recht im Falle eines Beitritts zur EU.
· Die Wettbewerbsfähigkeit des schweizerischen Steuersystems im internationalen Wettbewerb um Unternehmen, Realkapital und Arbeit.
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Es gibt mehr als eine Möglichkeit, bei der Besteuerung persönlicher Kapitalerträge die Steuerpflicht nach dem Wohnsitzlandprinzip durchzusetzen. Die Europäische Union bevorzugt bis dato den automatischen Informationsaustausch, so dass die Steuerbehörden des Wohnsitzlandes die grenzüberschreitenden Anlagen ihrer Bürger leicht überprüfen und die Steuerpflicht auf die Erträge daraus wesentlich effektiver durchsetzen können. Alternativ kann das Wohnsitzprinzip de facto auch durch die Erhebung einer breit angelegten, anonymen Abgeltungssteuer an der Quelle mit Rücküberweisung des Steuerertrags an das Wohnsitzland (Modell 'Rubik' der Schweizerischen Bankier-Vereinigung) verwirklicht werden. Nachdem die Steuererträge anonym an das Wohnsitzland des jeweiligen Anlegers überwiesen werden, bleibt die Privatsphäre der ausländischen Anleger geschützt und das Bankkundengeheimnis bestehen. Die derzeitige Lösung im Rahmen der EU-Zinsenbesteuerung besteht in der Erhebung einer Quellensteuer durch schweizerische Banken auf Zinserträge von EU-Bürgern mit einem Satz von 35% in der Endausbaustufe und die anonyme Überweisung von 75 Prozent des Aufkommens an die Herkunftsländer, der Rest verbleibt als Entgelt für den Erhebungsaufwand in der Schweiz. Die derzeitige Quellensteuerlösung hat sich jedoch als ineffektiv erwiesen, weil mit der Beschränkung auf Zinserträge der Geltungsbereich der Quellensteuer zu eng ist und die Steuer sehr leicht umgangen werden kann. Nach bisher vorliegenden Informationen baut das Modell Rubik ebenfalls auf das Zahlstellensystem der EU-Zinsbesteuerung auf, weitet aber mit fünf Modulen den Geltungsbereich erheblich aus. Die Module umfassen (1) Zinserträge, (2) Dividenden, (3) Erträge aus kollektiven Kapitalanlagen wie Investmentfonds, (4) Kapitalgewinne/Verluste und (5) Erträge aus anderen Vermögen. Damit werden wichtige Steuerlücken der gegenwärtig praktizierten Quellensteuer geschlossen. Die Steuer soll mit einem länderspezifischen Satz erhoben werden, also für Deutschland mit 25%, weil Deutschland bereits jetzt eine Abgeltungssteuer von 25% auf Zinsen und Dividenden erhebt. Die Erhebung mit einem länderspezifischen Satz bedeutet natürlich, dass Schweizer Banken je nach Wohnsitz des Anlegers die Steuerschuld unterschiedlich berechnen müssen. Die administrative Belastung und die daraus resultierenden Kosten sind offensichtlich nach Einschätzung der Bankier-Vereinigung tragbar.
Das Modell Rubik ist im wesentlichen eine 'Wohnsitzsteuer qua Quellensteuer' und kann für die beteiligten Staaten als weitgehend gleichwertig zum Informationsaustausch gelten, sofern wirklich alle Anlagen erfasst werden und eine Umgehung nicht möglich ist. Erstens wird sichergestellt, dass die Anleger aus den betroffenen Ländern auf ihre grenzüberschreitenden Anlagen denselben Steuersatz zahlen wie auf Anlagen im Heimatland und somit wie beim Wohnsitzprinzip die weltweiten Kapitalerträge im Wohnsitzland einheitlich besteuert werden. Zweitens fliesst das Steueraufkommen (nach Abzug eines Erhebungsaufwandes, der dann von den ausländischen Steuerbehörden nicht mehr getätigt werden muss) dem Wohnsitzland zu. Bei Ländern, die nicht wie Deutschland eine proportionale Abgeltungssteuer erheben, sondern persönliche Kapitalerträge im Rahmen der progressiven Einkommensteuer besteuern, könnte der Steuersatz mit dem Spitzensatz der Einkommensteuer festgelegt werden. Die Anleger könnten dann im Rahmen der Veranlagung in ihrem Heimatland die zu viel bezahlte Quellensteuer zurückerhalten, oder aber die Belastung mit dem Spitzensteuersatz akzeptieren, wenn sie ihre Anlagen nicht offen legen wollen.
Eine Wohnsitzsteuer qua Quellensteuer führt zu einer Anerkennung der nationalen Souveränität in der Festlegung der staatlichen Leistungs- und Besteuerungsprinzipien gegenüber seinen Bürgern, insbesondere dem Bankkundengeheimnis gegenüber Schweizer Bürgern bzw. in der Schweiz wohnhaften Personen. Dies garantiert den Fortbestand des als vernünftig erachteten Gesellschaftsmodells.
Die Diskussion um das Bankkundengeheimnis dreht sich fast ausschliesslich um die Besteuerung der Auslandsanlagen in der Schweiz. Aber die Schweiz hat selbst ein spiegelbildliches Problem, welches kaum je thematisiert wird. Die Schweiz besteuert dem Grundsatz nach persönliche Kapitalerträge ebenfalls nach dem Wohnsitzlandprinzip im Rahmen der Einkommensteuer, d.h. die Erträge auf Auslandsanlagen sind mit demselben Steuersatz zu versteuern wie die Erträge aus inländischen Anlagen. Die schweizerischen Steuerbehörden haben also dasselbe Problem, die Steuerpflicht auf Auslandserträge durchzusetzen, wenn die Besteuerung fair und gerecht bleiben, d.h. dem in der Verfassung verankerten Grundsatz der Gleichmässigkeit der Besteuerung genügen soll. Schliesslich hat die Schweiz im Inland eine Verrechnungssteuer, welche die korrekte Versteuerung von Kapitalerträgen im Inland sicherstellt, aber es gibt keine gleichwertigen Vorkehrungen, die Steuerpflicht auf persönliche Kapitalerträge im Ausland effektiv durchzusetzen. Es liegen auch keine statistischen Informationen vor, wie hoch die Einnahmen im Rahmen der Einkommensteuer auf Kapitalerträge aus dem Ausland tatsächlich sind. Solange eine anonyme Abgeltungssteuer etwa nach dem Modell Rubik nicht auch im Ausland symmetrisch umgesetzt wird, oder solange das Ausland symmetrischen Informationsaustausch verweigert, weil ihn auch die Schweiz nicht gewährt, bleibt das Problem für die Besteuerung von Kapitalerträgen aus dem Ausland auch in der Schweiz ungelöst.
[bookmark: _Toc250799733][bookmark: _Toc254685956]Steuerliche Anpassungen im Falle eines Beitritts zur EU
Im folgenden soll aufgezeigt werden, welche Konsequenzen ein Beitritt zur EU für eine souveräne Steuerpolitik der Schweiz hätte. Im Zentrum steht dabei die für EU-Mitglieder verpflichtende Umsetzung der EU-Systemrichtlinie für die Mehrwertsteuer.
Ausgehend von den notwendigen Anpassungen im Bereich der Mehrwertsteuer hätte ein EU Beitritt spürbare Auswirkungen auf das gesamte Steuersystem der Schweiz. Die Europäische Union schreibt mit der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie vom 1. Januar 2007 einen Regelsteuersatz mit einer Untergrenze von 15% und einer Obergrenze von 25% für alle Mitgliedsländer verbindlich vor. Ein EU-Beitritt der Schweiz, in der ein Mehrwertsteuersatz von 7.6% zur Anwendung kommt, würde daher zu einer knappen Verdopplung des Steuersatzes führen. Werden im Gegenzug die Einkommen- und Gewinnsteuern aufkommensneutral abgesenkt, dann käme es insgesamt zu einem stärker konsumorientierten Steuersystem, was an sich die Standortattraktivität und Wachstumsfreundlichkeit des schweizerischen Steuersystems insgesamt fördern würde. Dies gälte umso mehr, wenn es gelänge, mit dem laufenden Projekt der Mehrwertsteuerreform die investitions- und wachstumsfeindliche 'Taxe Occulte' wenigstens teilweise abzubauen und die Mehrwertsteuer effizienter zu gestalten.
Abgesehen von den politischen Widerständen würde eine so grosse Umschichtung der Steuerstruktur zu grundlegenden Veränderungen in der föderalen Steuerstruktur der Schweiz führen, da die Mehrwertsteuer ausschliesslich dem Bund zufliesst, während sich die Kantone und Gemeinden überdurchschnittlich stark mit Einkommens-, Gewinn- und Vermögenssteuern finanzieren. Eine Änderung der Steuerstruktur, wie sie durch einen Beitritt zur EU im Bereich der Mehrwertsteuer notwendig wäre, müsste daher durch eine Änderung des Gesamtsystems von Steuern und Abgaben derart kompensiert werden, dass (1) das gesamte Steueraufkommen und (2) die föderale Steueraufteilung im wesentlichen unverändert bleiben.
Will man eine Verdoppelung der Mehrwertsteuer ohne eine Erhöhung der gesamten Steuereinnahmen und ohne Eingriff in die vertikale Struktur zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden umsetzen, so müsste die notwendige Änderung der Steuerstruktur allein auf Ebene der Bundessteuern erfolgen. Die einzige Steuer von ähnlicher Ertragskraft stellt die direkte Bundessteuer dar. Diese ist überaus progressiv ausgestaltet, so dass eine drastische Absenkung der Einkommensteuer ausschliesslich beim Bund schon allein aus Verteilungsgesichtspunkten kein gangbarer Weg ist. Angesichts der internationalen Trends in der Besteuerung kann man aber einen Nachholbedarf der Schweiz bei der Gewinnsteuer orten. Sicherlich gibt es eine Mehrzahl von Alternativen, hier sei nur ein möglicher und zugegeben sehr grob skizzierter Weg aufgezeigt, wie eine so starke Erhöhung der Mehrwertsteuer im föderalen System der Schweiz aufkommensneutral austariert werden könnte. Die Mehrwertsteuer wird wie bisher mit einheitlichen Sätzen erhoben, Bund und Kantone werden jedoch neu mit einem fixen Verteilerschlüssel am nunmehr erhöhten Aufkommen beteiligt. Der Anteil des Bundes wird so gewählt, dass diesem das bisherige Aufkommen und ein Mehrbetrag zufliesst, der dazu verwendet wird, die Gewinnsteuer des Bundes abzusenken. Wie wir im nachfolgenden Abschnitt argumentieren, hätte dies die grösste Priorität im sich verstärkenden internationalen Steuerwettbewerb. Damit bliebe ein Teil des höheren Aufkommens zur Verwendung für die Kantone übrig, welchen diese teilweise selber verwenden oder an die Gemeinden weitergeben können. Die Mehreinnahmen aus dem Mehrwertsteueranteil sollen durch Senkungen von Kantons- bzw. Gemeindesteuern aufkommensneutral kompensiert werden. Sowohl bezüglich ihrer Ertragskraft als auch bezüglich ihrer Anreizwirkungen bieten sich dabei im wesentlichen nur die Einkommens- und Vermögenssteuern an.
Eine mögliche Befürchtung ist, dass es zu einer deutlichen Reduktion der Funktionsweise des Steuerwettbewerbs innerhalb der Schweiz kommen könnte, da die Kantone und Gemeinden bezüglich dieses Elements ihrer Einnahmen nicht mehr im Wettbewerb miteinander stehen. Ziel dieses Beitrags kann es nicht sein, eine detaillierte Abschätzung dieses Effekts vorzunehmen, doch lassen sich relativ leicht Aussagen über Grössenordnungen ableiten. Im Jahre 2007 machte die Mehrwertsteuer mit 19'472 Mio. CHF einen Anteil von 12.4% der gesamten Einnahmen von Bund, Kantonen und Gemeinden bzw. 33.1% des Bundes aus. Führt eine Verdopplung des Mehrwertsteuersatzes zu einer ungefähren Verdopplung des Aufkommens dieser Steuer, so müssten die Einkommens- und Vermögenssteuern weniger als um diesen Betrag gesenkt werden, da ja ein Teil für die Reduktion der Gewinnsteuer des Bundes verwendet werden sollte. Das Aufkommen dieser Steuern (auf natürliche und juristische Personen) betrug 2007 auf Gemeindeebene 23'475 Mio. CHF und auf Kantonsebene 35'827 Mio. CHF. Daher verbliebe im Durchschnitt noch genügend Spielraum für einen aktiven Steuerwettbewerb mit Hilfe der Einkommens- und Vermögenssteuern.
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Unabhängig von der politischen Entwicklung bezüglich der Zukunft des Bankkundengeheimnisses und einer weiteren Annäherung an die EU ist die Modernisierung des Steuersystems an sich ein wichtiges Element im internationalen Standortwettbewerb. Die in Kapitel 2 erläuterten Trends lassen erkennen, wo der Reformbedarf für ein zukunftsfähiges schweizerisches Steuersystem liegt. Der derzeitige Trend führt zu einer Entlastung juristischer Personen und zu einer Kompensation durch eine Verschiebung der Besteuerung hin zu natürlichen Personen.
Gerade in der öffentlichen Diskussion über die Besteuerung von juristischen und natürlichen Personen wird häufig argumentiert, dass ein solcher Trend einseitig die Kapitaleigentümer entlasten würde. Aufgrund der hohen Konzentration von Kapitaleigentum in den Händen weniger sei dies aus Gründen der Verteilungsgerechtigkeit nicht zu vertreten. Diese Argumentation übersieht jedoch zwei Aspekte. Erstens werden Unternehmenssteuern bei hoher Kapitalmobilität weitgehend auf Arbeitnehmer überwälzt, entweder in Form von höherer Arbeitslosigkeit oder geringeren Löhnen. In einer globalisierten Welt ist also eine geringere Besteuerung der Unternehmen gerade auch im Interesse der Lohnempfänger. Zweitens kann eine geringere Besteuerung auf Unternehmensebene in ihren Verteilungswirkungen durch eine höhere effektive Besteuerung von Kapitalerträgen auf Personenebene kompensiert werden. Warum eine solche Verlagerung der Steuerbelastung von der Unternehmens- auf die Personenebene ein Nettogewinn für die steuerliche Standortattraktivität ist, wird in Abschnitt 3.iii aufgezeigt. Wenn sich die Staatengemeinschaft im Interesse einer möglichst grossen gemeinsamen Wohlfahrt auf das Wohnsitzprinzip in der Besteuerung natürlicher Personen einigt und gleichzeitig wirksame Regelungen vereinbart, welche die Besteuerung von Erträgen aus grenzüberschreitenden Kapitalanlagen auch bei hoher Kapitalmobilität tatsächlich durchsetzen, dann wird eine höhere Besteuerung von Kapitalerträgen auf Personenebene auch effektiv möglich. So erhalten die Nationalstaaten einen zusätzlichen Freiheitsgrad, der ihre Souveränität bezüglich einer autonomen Gestaltung der Steuerpolitik im internationalen Systemwettbewerb stärkt.
Die klassische Steuer auf unternehmerische Aktivitäten ist die Gewinn- bzw. Körperschaftssteuer, welche die Gewinne nach dem Quellenlandprinzip am Standort der Betriebsstätte besteuert. Die tariflichen Gewinnsteuersätze sind in den letzten Jahrzehnten im Ausland stark gesunken, die Schweiz hat jedoch diesen Trend bis dato im Wesentlichen nicht nachvollzogen. Hohe Gewinnsteuern sind volkswirtschaftlich sehr kostspielig, weil insbesondere die multinationalen Unternehmen viele Möglichkeiten haben, die Steuerbelastung zu reduzieren: (i) Die Gewinnsteuern behindern einerseits die Investitionsneigung und das Unternehmenswachstum. Dabei kommt es auf die effektive Grenzsteuerbelastung von Investitionen im Inland an; (ii) Gewinnsteuern führen zu Standortverlagerungen von Hoch- zu Niedrigsteuerländern. Gerade die Schweiz ist ein Land mit überdurchschnittlich vielen multinationalen Unternehmen mit hohen Auslandsinvestitionen. Wenn die abfliessenden Direktinvestitionen die zufliessenden Direktinvestitionen ausländischer Konzerne übersteigen, dann wandert Produktion, Wertschöpfung und Beschäftigung in das Ausland ab. Dabei kommt es auf die relative, effektive Durchschnittsbelastung mit Gewinnsteuern im internationalen Vergleich an (nach der Übersicht von De Mooij und Ederveen, 2008, sind die Auswirkungen von Steuersatzänderungen auf Standortentscheidungen deutlich grösser als die Effekte auf die rein nationalen Investitionen). (iii) Multinationale Unternehmen können relativ leicht Gewinne von Hochsteuer- in Niedrigsteuerländer verschieben, um die weltweite Steuerschuld zu minimieren. Für die Anreize zur Gewinnverlagerung sind die tariflichen Steuersätze relevant. Schätzungen gehen davon aus, dass bei einer einseitigen Erhöhung des Unternehmenssteuersatzes ca. 60% der zusätzlichen Steuereinnahmen wieder durch Gewinnverlagerung verloren gehen (Bartelsman und Beetsma, 2003).
Globalisierung heisst in diesem Zusammenhang, dass die Unternehmen mit immer weiter international verstreuten Betriebsstätten produzieren und daher die in (ii) und (iii) beschriebenen Ausweichmechanismen wesentlich wichtiger werden. Um den Nettoabfluss von Direktinvestitionen zu stoppen und die Dezimierung des Gewinnsteuersubstrats durch Gewinnverschiebung zu vermeiden, haben viele Länder die Gewinnsteuersätze stark gesenkt. Gerade für die Schweiz mit überdurchschnittlich vielen multinationalen Unternehmen ist es besonders wichtig, die Entwicklung im Ausland hin zu geringeren Gewinnsteuersätzen nachzuvollziehen. 
Ein ganz anderer und wenig beachteter Grund für einen geringeren Gewinnsteuersatz liegt in der Existenz der Sozialsysteme begründet. Mit zunehmender Alterung der Bevölkerung steigt die Belastung mit Lohnsteuern und Sozialversicherungsbeiträgen unweigerlich an, sofern nicht das Leistungsniveau gekürzt wird. Diese Abgabenlast wird teilweise auf die Löhne überwälzt. Hohe Löhne sind jedoch ein wesentlicher Nachteil im internationalen Standortwettbewerb und führen zu einer zweifachen Reduktion der Beschäftigung durch Produktionsverlagerung. Erstens können multinationale Unternehmen mittels Direktinvestitionen komplette Produktionseinheiten ins Ausland verlagern. Zweitens können auch Unternehmen, die ansonsten nur im Inland produzieren, arbeitsintensive Vorleistungen aus Niedriglohnländern beziehen. Dadurch entfällt ebenfalls Produktion und Beschäftigung im Inland (Keuschnigg und Ribi, 2009, und zur Diskussion in Deutschland Sinn, 2005). In den entwickelten Industrieländern wird tatsächlich bereits ein grosser Anteil der Vorleistungen aus dem Ausland bezogen, der nach OECD-Statistiken leicht 50% übersteigen kann und in vielen kleinen offenen Volkswirtschaften noch deutlich höher liegt. Auch aus diesen Gründen ist eine Verstärkung dieses Trends aufgrund hoher Gewinnsteuersätze verhängnisvoll. Diese wird nämlich in einer offenen Volkswirtschaft ebenfalls auf den Faktor Arbeit überwälzt und reduziert zusätzlich Löhne und Beschäftigung. Empirische Schätzungen mit Daten aus dem Zeitraum 1981-2003 für 72 Länder ergeben beispielsweise, dass eine Erhöhung der Gewinnsteuersätze um 1% innerhalb von 5 Jahren die Löhne um 0.8% vermindern (vgl. Hasset und Mathur, 2006). Weil die Schweiz in der Vergangenheit den Trend zu niedrigeren Gewinnsteuersätzen im Ausland nicht nachvollzogen hat, ist noch ein weiteres Ergebnis aus derselben Untersuchung interessant. Demnach würde eine Absenkung der Gewinnsteuer in einem typischen Nachbarland die Löhne zuhause um 0.5% senken. Diese Schätzungen sind sehr hoch und sicherlich mit einiger Vorsicht zu interpretieren, doch der Effekt dürfte erheblich sein. 
Wenn die Gewinnsteuer letztendlich auf den Faktor Arbeit überwälzt wird, dann muss man auch darauf hinweisen, dass eine hohe Gewinnsteuerbelastung erhebliche Konsequenzen für die Sozialbudgets haben kann. Wenn Arbeit ins Ausland verlagert wird und Stellen vernichtet werden, dann steigt tendenziell die Arbeitslosigkeit, vor allem am unteren Einkommensende, oder Arbeitnehmer ziehen sich ganz aus dem Arbeitsmarkt zurück. Dies führt nicht nur zu Ausfällen bei der Lohnsteuer, sondern auch zu zusätzlichen Sozialausgaben und damit zu einer zweifachen Verschlechterung der öffentlichen Finanzen (Keuschnigg, 2009). In den wenigsten Fällen aber wird die Ursache bei der Gewinnbesteuerung geortet. Eine geringere Gewinnsteuer ist unter anderem auch deshalb wichtig, um in einer alternden Gesellschaft die Lohnsteuerbasis und damit die Finanzierung des Sozialstaats sicherzustellen.
Zuletzt sei noch erwähnt, dass für Standortentscheide und Gewinnverlagerung die Besteuerung persönlicher Kapitalerträge wenig bis gar nicht relevant ist. Multinationale Unternehmen sind im In- und Ausland an der Börse kotiert und haben eine international breit gestreute Eigentümerstruktur mit vielen institutionellen Anlegern, die nicht direkt der persönlichen Einkommensteuer unterliegen. Aus diesen Gründen berücksichtigen multinationale Unternehmen die Besteuerung von Dividenden und Kapitalgewinnen auf persönlicher Ebene wenig bis gar nicht, so dass eine höhere Besteuerung von Kapitaleinkommen auf Personenebene weniger schädlich ist. Eine auf Standortattraktivität bedachte Steuerpolitik sollte daher die Gewinnsteuerbelastung reduzieren und im Gegenzug die Besteuerung der Kapitaleinkommen auf Personenebene betonen, um insgesamt auf eine Gesamtbelastung wie bei den Lohneinkommen zu kommen. Diese gleich hohe Gesamtbelastung ist wichtig, damit es nicht im Inland zu einer Umschichtung von hoch besteuerten Lohneinkommen zu gering besteuerten Kapitaleinkommen und zu einem grösseren Steuerausfall kommt. Dieses Problem hat sich in den nordischen Ländern mit einer dualen Einkommensteuer als verhängnisvoll erwiesen und dort zu erheblichen Ausfällen an Steueraufkommen geführt. Wenn der duale Einkommensteuersatz auf persönliche Kapitaleinkommen zu tief ist und die Gesamtsteuerbelastung mit Gewinnsteuer und persönlicher Kapitalertragssteuer geringer als die Einkommensteuer auf Löhne wird, dann werden viele Arbeitnehmer sich selbständig machen, eine Kapitalgesellschaft gründen und eigentliches Lohneinkommen als niedriger besteuerten Gewinn beziehen, anstatt unselbständig zu bleiben und auf dieselbe Arbeitsleistung eine hohe Lohnsteuerbelastung zu tragen. De Mooij und Nicodeme (2008) schätzen, dass in Europa zwischen 12% bis 21% des Aufkommens an Körperschaftssteuer auf die Verlagerung von Arbeitseinkommen zurückgehen. Um denselben Betrag ist das Lohnsteueraufkommen kleiner. Um dies zu vermeiden, muss auf Personenebene die Besteuerung aller Formen von Kapitaleinkommen wie Zinsen, Dividenden und Kapitalgewinne ausgebaut werden, wenn auf Unternehmensebene die Gewinnsteuerbelastung reduziert wird.
Der Steuerreformvorschlag von Keuschnigg/Avenir Suisse (2004) folgt dieser Logik. Er umfasst die folgenden Elemente: (i) Ein starker Abbau der durchschnittlichen Gewinnsteuerbelastung bei gleichbleibendem tariflichen Gewinnsteuersatz durch Einführung einer fiktiven Eigenkapitalverzinsung, um einen steuerlichen Standortvorteil zu schaffen. Diese Massnahme deckt sich mit der Empfehlung des Mirrlees Berichts (vgl. Griffith, Hines und Sorensen, 2008). (ii) Eine effektive, lückenlose Besteuerung aller Kapitaleinkommen (Zinsen, Dividenden und Kapitalgewinne) auf Personenebene mit einem proportionalen Satz (Abgeltungssteuer), der so gewählt ist, dass die Gesamtbelastung aus Gewinnsteuer und persönlicher Kapitalertragssteuer etwa der Spitzenbelastung von Lohneinkommen entspricht. Damit wird die steuerlich motivierte Verlagerung von Lohn- zu Kapitaleinkommen uninteressant. Eine proportionale Besteuerung von Kapitalerträgen würde bereits eine ganz erhebliche Vereinfachung des Steuersystems bedeuten, ein Vorteil, der stets von den Befürwortern einer Flat-Rate-Tax betont wird. (iii) Eine im wesentlichen unveränderte Beibehaltung der progressiven Einkommensteuer auf Lohneinkommen. Ohne sich im Detail zu verlieren, sei erwähnt, dass dieser Vorschlag systematisch neutral bezüglich Investition, Finanzierung und Rechtsformwahl ist. Mit der Finanzierungsneutralität wird die steuerliche Begünstigung des Fremdkapitals beseitigt, um mit dem Fehlanreiz zu übermässiger Verschuldung aufzuräumen und die Krisenanfälligkeit der Unternehmen nicht weiter zu verstärken. Angesichts der Entwicklungen seit Präsentation des Reformvorschlags und angesichts der zunehmenden Bedeutung der Standortattraktivität für Unternehmen wäre es heute vertretbar, zusätzlich den tariflichen Gewinnsteuersatz abzusenken und im Gegenzug die persönliche Besteuerung der Kapitaleinkommen stärker auszubauen, damit die Gesamtbelastung der Kapitaleinkommen weiterhin in etwa der Gesamtbelastung von Lohneinkommen entspricht.
Eine tiefere Gewinnsteuerbelastung ist das zentrale Element zur Stärkung der Standortattraktivität. Sie hilft auch dem Bankensektor bei der Behauptung des Finanzplatzes Schweiz. Dieser Gesichtspunkt wird in der gegenwärtigen wirtschaftspolitischen Diskussion in der Schweiz gar nicht beachtet. Auch die Banken müssen ihren Eigenkapitalgebern eine marktübliche Rendite bieten, wenn sie weiterhin in der Lage sein wollen, Eigenkapital aufzubringen. Diese Gewinne kommen in der einen oder anderen Form von der Zinsspanne und den verwalteten Vermögen. Eine hohe Gewinnsteuer spreizt tendenziell die Zinsspanne, so dass Unternehmen und andere Kreditnachfrager höhere Zinsen zahlen, die Sparer/Investoren geringere Zinsen erhalten, und die Banken nach Ablieferung der Gewinnsteuerschuld die marktübliche Nettorendite auf ihr Eigenkapital erzielen. Angesichts der derzeitigen Diskussion um die zukünftige Entwicklung des Finanzplatzes Schweiz sollte dieser Gesichtspunkt eigentlich eine stärkere Beachtung verdienen.
Wenn als Resultat der neueren Entwicklungen in der Steuerdiskussion mit dem Ausland entweder eine anonyme Abgeltungssteuer oder ein symmetrischer Informationsaustausch etabliert wird, dann wird damit eine Besteuerung persönlicher Kapitalerträge auch mit einem höheren Satz möglich, ohne massive Kapitalflucht auszulösen. Wenn also die internationalen Vereinbarungen dazu führen, dass die Besteuerung der grenzüberschreitenden Kapitaleinkommen nach dem Wohnsitzlandprinzip in allen Ländern und auch in der Schweiz selbst effektiver durchgesetzt werden kann, verbessern sich die Voraussetzungen für die Strategie, zur nachhaltigen Stärkung der steuerlichen Standortattraktivität die Gewinnsteuern zu senken und die Besteuerung der Kapitaleinkommen auf Personenebene auszubauen. Allerdings müsste dazu die zuletzt beschlossene Unternehmenssteuerreform II wieder modifiziert werden, indem die Dividendenbesteuerung durch eine systematische Besteuerung von Kapitalgewinnen ergänzt wird. Im Hinblick auf Aufkommensneutralität und Verteilungswirkungen der Reform wäre auch die Höhe der Vermögenssteuer neu zu überdenken, die häufig als teilweiser Ersatz für die fehlende Besteuerung von Kapitalgewinnen betrachtet wird.
Die Beibehaltung der progressiven Besteuerung von Lohneinkommen ist nicht nur aus Verteilungsüberlegungen sinnvoll. In einem stärker der Globalisierung ausgesetzten Land kommen vor allem die Beschäftigungschancen und Löhne der wenig qualifizierten Haushalte am unteren Ende der Einkommensskala unter Druck. Das entscheidende Problem mit den Arbeitsanreizen besteht dort in der Bereitschaft, überhaupt eine Arbeit zu suchen oder eine Erwerbstätigkeit anzustreben. In einem ausgebauten Wohlfahrtsstaat wird dieser Anreiz gleich zweifach untergraben. Bei Aufnahme einer Beschäftigung müssen nicht nur grosszügige Ersatzleistungen wie Arbeitslosengeld, Sozialhilfe und andere Ergänzungsleistungen aufgegeben werden, sondern auch auf den Lohn (weitgehend proportionale) Sozialversicherungsbeiträge und Steuern entrichtet werden. Gerade im unteren Einkommensbereich ist es daher wichtig, die Lohnsteuerbelastung niedrig zu halten, um nicht zusätzlich die Anreize zur Erwerbsbeteiligung und zur Jobsuche zu untergraben und möglichst viele Arbeitnehmer aus der Erwerbslosigkeit zu holen. Unter diesem Gesichtspunkt erhält die progressive Besteuerung in einem Land, welches stark den Kräften der Globalisierung ausgesetzt ist, eine neue Bedeutung.
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[bookmark: _Toc250799736][bookmark: _Toc254685959]Der hohe Wohlstand der Schweiz wäre nicht denkbar ohne freien Zugang zu den Weltmärkten. Die zunehmende internationale Integration und höhere Mobilität in einer stärker globalisierten Welt verändern gleichzeitig die Rahmenbedingungen für die nationale Politik. Um die Vorteile der internationalen Spezialisierung als zentrale Wohlstandsquelle nutzen zu können und um im internationalen Steuer- und Systemwettbewerb erfolgreich zu bleiben, sollten Anpassungen im Steuersystem erwogen werden. Dabei ist die Standortattraktivität von zentraler Bedeutung. Der tatsächlichen Souveränität in der Gestaltung des Steuersystems sind aufgrund des Standortwettbewerbs jedoch enge Grenzen gesetzt. Die internationalen Trends in der Besteuerung zeigen, in welche Richtung die meisten Länder und insbesondere kleine offene Volkswirtschaften ihr Steuersystem angepasst haben: Die Unternehmenssteuern sind deutlich gesunken, die Besteuerung des Konsums ist leicht gestiegen, und die Besteuerung der Arbeit konnte nur geringfügig nach unten korrigiert werden. Zudem ist der Vorsprung der Schweiz auf die EU-Länder deutlich geschmolzen. Die Schweiz ist also faktisch gezwungen, diese Trends nachzuvollziehen. Ausgehend von der Feststellung, dass sich die internationale Staatengemeinschaft auf das Wohnsitzlandprinzip der Besteuerung persönlicher Kapitalerträge koordiniert hat, scheint der grösste Anpassungsbedarf für die Schweiz in einer Absenkung der Gewinnsteuer zu liegen. Im Gegenzug könnten die persönlichen Kapitalerträge national und grenzüberschreitend effektiver besteuert werden. Nur bei einem EU-Beitritt würde ihre formale Souveränität eingegrenzt: sie müsste den Mehrwertsteuer-Mindestsatz von 15 Prozent übernehmen und daraufhin das gesamte Steuersystem umbauen, was insbesondere den föderalistischen Steuerwettbewerb tangieren würde – ein Umbau, der technisch machbar, aber politisch anspruchsvoll wäre.
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